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auszählen (sw. V.), (Boxen): Ein am Boden liegender, hockender, sit- 
zender Boxer wird vom Ringrichter im Sekundentempo von 1 bis 9 
angezählt; bei 10 ist er ausgezählt und der Kampf ist beendet (-Knock- 
out). 

Auszeit, die; -; -en (Basketball, Volleyball): Pause, Spielunterbrechung, 
die einer Mannschaft nach bestimmten Regeln zusteht. Die A. ist e. 
wesentliche Maßnahme, um auf das Geschehen Einfluß zu nehmen. 
Auszeit wird genommen, um 

— taktische Maßnahmen für den Angriff oder die Verteidigung zu 
besprechen; 

— der Mannschaft eine Erholungspause zu verschaffen; 
— bei hektischer Spielweise das Spiel zu beruhigen; 
— den Spielfluß des Gegners zu unterbrechen und die Mannschaft 

psychisch wieder aufzurichten. 
Die Auszeit ist nur effektiv, wenn sie optimal genutzt wird. Taktische 
Anweisungen werden möglichst knapp und klar gegeben. 

auszementieren (sw. V.): die Innenseiten von etw. mit einer Zement- 
schicht versehen: einen Schacht, einen Keller auszementieren.
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JOACHIM GUTMANN 

EINFÜHRUNG 

Das Deutsche Komitee des WORLD UNIVERSITY SERVICE (WUS) legt 

hiermit in Fortsetzung seiner Beratungs- und Betreuungsarbeit 

für auslärdische Studenten eine Dokumentation vor zu den von 

der Kultusministerkonferenz am 6, März 1981 verabschiedeten 

"Maßnahmen zur Verbesserung der Auswahl von ausländischen 

Studienbewerbern an Studienkollegs"”, die als 'Maßnahmen zur 

Einschränkung der Ausländerzulassung' inzwischen traurige Be- 

rühmtheit erlangt haben. Wir haben uns zu dieser Dokumentation 

entschlossen, weil hier hinter einer nichtssagenden und un- 

verfänglichen Bezeichnung sich Maßnahmen verbergen, die eine 

einschneidende Änderung in der Politik der Förderung des Stu- 

diums von Ausländern markieren. 

Wir haben diese Dokumentation bewußt breit angelegt, um zu zeigen, 

in welcher Weise sich diese Maßnahmen einordnen in ein europäisches 

Konzept der "Neuordnung" des Ausländerstudiums mit restriktiver 

Zielsetzung. Damit soll keiner "europäischen Gesamtverschwörung" 

das Wort geredet werden, sondern dokumentiert und nachgewieren 

werden, daß bei aller Widersprüchlichkeit, Ungereimtheit und 

Schludrigkeit diese Maßnahmen Ausdruck eines politischen Konzepts 

sind, das insgesamt auf den Aufenthalt von Ausländern in der 

Bundesrepublik Deutschland zielt. 

Die Entwicklung seit Veröffentlichung dieser Empfehlungen der KMK 

{s. weiter unten) zeigt aber auch, daß es übereilt und unüberlegt 

wäre, vorschnell zu resignieren und diese Maßnahmen hinzunehmen. 

Trotz der Vehemenz, mit der diese Empfehlungen von den einzelnen 

Schul- und Ausländerbehörden bzw. Innenministerien der Länder um- 

gesetzt wurden, ist es gelungen, nicht unwesentliche Teile der ur- 

sprünglichen Empfehlungen zu revidieren. Es wäre leichtfertig, dies 

ausschließlich auf äie Öffentliche Resonanz zurückzuführen { - denn 

die Öffentlichkeit hat von diesen Empfehlungen kaum Notiz gencmmen}, 

aber die entschlossene Ablehnung der Empfehlungen durch viele {fach-) 

kompetente Organisationen hat sicherlich dazu beigetragen. 

Beides zu üokumentlieren - die "Empfehlungen", ihre 2.T, noch unver- 

öffentlichte Begründung und Maßnahmen/Regeliungen. die !n inhaltlichem 

Zusammenhang damit stehen, aber auch die Reaktionen darauf - sowohl 

die unkritische Umsetzung wie die entschiedene Zurückweisung, scheint 

uns Voraussstzung für eine realistische Eirschätzung der Möglichkeit, 

diese Eimpfehlungen wieder in der gieichen Schublade verschwinden zu 

lassen, in der schon die thematisch und in ihren Konsequenzen ähnliche
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"Grundsatzerklärung der Bundesregierung zur Ausbildung von Auslän- 

dern in der Bundesrepublik Deutschland" seit 1975 ruht. Ein weitere 

Voraussetzung hierfür ist die genaue Kenntnis der internen Abläufe 

{und Widersprüche), die zur Vorlage dieser Empfehlungen führten. 

Auf ihrer 196. Plenarsitzung am 15./16.November 1979 in West- 

Berlin hatte die KMK - damals noch unter dem Vorsitz des Berliner 

Senators für Wissenschaft und Forschung (Glotz) - den Hochschul- 

und Schulausschuß beauftragt, "Möglichkeiten zur Verbesserung der 

Situation von Studenten vornehmlich aus Entwicklungsländern zu 

prüfen und entsprechende Vorschläge vorzulegen". An diesem Positions- 

papier wurde seitdem gearbeitet (s. Entwurf des Berichts zur Situa- 

tion der ausländischen Studenten in der Bundesrepublik Deutschland). 

In diese Vorbereitungszeit einer umfassenden Stellungnahme fiel 

aber auch der erhebliche Anstieg von Studienbewerbern insbesondere 

aus dem Iran und der Türkei, der alle betroffenen Institutionen Be- 

lastungen aussetzte, da sie diesem Anstieg kapazitär nicht gewachsen 

waren. Wegen anscheinend rechtlicher Zwänge und offensichtlicher Ver- 

waltungsinkompetenz brach das Zulassungsverfahren zu den Studienkol- 

legs in Rheinland-Pfalz und Darmstadt offenbar total zusammen. Dies 

ist offenbar der auslösende Faktor für ein schnelles Handeln der KMK 

"im Vorgriff" auf die umfassende Stellungnahme gewesen, obwohl diese 

- auch nach interner Einschätzung - noch weiterer Diskussionen be- 

durft hätte. Gerüchten, daß zwischen den Zulassungsnöten der rhein- 

land-pfälzischen Studienkollegs und dem Vorsitz der rheinland-pfäl- 

zischen Kultusministerin in der KMK, Frau Hanna-Renate Laurien, ein 

handlungsauslösender Zusammenhang besteht, können wir nicht mit der 

gewünschten Entschiedenheit entgegentreten. 

Auf ihrer 203. Plenarsitzung am 19./20. März 1981 in 

Mainz hat die KMK daraufhin für eine bestimmte Bewerber- 

gruppe "Maßnahmen zur Verbesserung der Auswahl von auslän- 

dischen Studienbewerbern an Studienkollegs"” beschlossen. Mit 

diesem Beschluß werden zugleich eine Vielzahl von Maßnahmen 

zu den Kriterien im Ausländerzulassungsverfahren, zur Zulassungs- 

praxis und zu ausländerrechtlichen Fragen empfohlen. Die Ständige 

Konferenz der Innenminister/-senatoren der Länder hat bereits am 

12. März 1981 von den Überlegungen der Kultusministerkonferenz 

zustimmend Kenntnis genommen. Die Zentralstelle für ausländisches 

Bildungswesen {ZAB), die im Auftrag der KMK einheitliche Bewertungs- 

vorschläge für ausländische Bildungsnachweise erarbeitet, hat den
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KMK-Beschluß in der achten Ergänzungslieferung vom April 1981 

umgehend umgesetzt. Soweit bekannt, hat die Mehrzahl der zu- 

ständigen Schulbehörden in den Bundesländern die KMK-Empfehlungen 

als verbindlich für ihre jeweiligen Zuständigkeitsbereiche über- 

nommen, Eine Umfrage bei den Akademischen 

Auslandsämtern bzw. Zulassungsstellen der Hoch- und Fachhoch- 

schulen erbrachte, daß die Empfehlungen von der überwiegenden 

Mehrzahl uneingeschränkt angewandt wurden. Auch die ausländer- 

rechtlichen Vorschläge der KMK werden in einigen Bundesländern 

(Schleswig-Holstein, Hamburg, Niedersachsen und West-Berlin) 

bereits praktiziert. 

Mitte Mai wurde bekannt, daß die Änderungen der Bewertungs- 

vorschläge durch die ZAB nicht der Intention und dem Wortlaut 

des KMK-Beschlusses vom 19./20. März 198] entsprechen.Dies be- 

zieht sich auf die Vorlage von Immatrikulationsnachweisen für 

Bewerber aus dem Iran, der Türkei und Griechenland und auf die 

Vorlage der sogen. Unbedenklichkeitsbescheinigung von Bewerbern 

aus Indonesien. Gleichzeitig war zu erfahren, daß bei einer 

Anhörung der betroffenen Länder durch den internationalen Ausschuß 

der KMK der Vertreter Griechenlands die Änderungen als nicht 

akzeptabel zurückgewiesen hatte. Zur Amtschefkonferenz am 22. Mai 1981 

wurde daher eine entsprechende Änderungsvorlage eingebracht. Sie soll 

als neunte Ergänzungslieferung der ZAB veröffentlicht werden. Der 

genaue Wortlaut der geänderten Bewertungsvorschläge war bei Druck- 

legung noch nicht bekannt. 

Resümiert man diese Verlaufsskizze, so kann man sich der Ver- 

mutung nicht erwehren, daß hier unter dem Eindruck eines temporären 

Phänomens und zur Abwälzung eigener Verwaltungsinkompetenz Maß- 

nahmen getroffen wurden, deren Konsequenzen in ihrer Gesamtheit und 

für den einzelnen ausländischen Studienbewerber nicht oder nur zu 

gut überlegt wurden. Selten ist eine politische Entscheidung, die 

derartig einschneidende Veränderung für eine nicht unbedeutende 

Personengruppe bewirkt, in ihren rechtlichen Voraussetzungen und 

in ihrer verwaltungsmäßigen Umsetzung derartig schludrig vorbe- 

reitet und im Hinblick auf die damit verbundenen Konsequenzen für 

den einzelnen ausländischen Studienbewerber derartig unsozial ge- 

handhabt worden.
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Auffallend ist dabei vor allem die Diskrepanz zwischen 

verbaler Beteuerung und den empfohlenen Maßnahmen: Die Kultus- 

ministerkonferenz will an der "im Rahmen einer liberalen Aus- 

länderpolitik" bisherigen großzügigen "Förderung des Studiums 

von Ausländern (...) grundsätzlich fest (halten)" Sie sieht diese 

Politik aber "zunehmend erschwert durch den außerordentlichen 

Andrang von Studienbewerbern aus den Ländern Griechenland, Türkei, 

Iran, Indonesien”. Sie empfiehlt daher "im Interesse der jungen 

Ausländer" Maßnahmen, mit denen dieses quantitative Problem ge- 

löst werden soll. Zugleich erkennt die KMK "in ihrer Verantwortung 

für ein qualifiziertes und erfolgreiches Studium von Ausländern an 

unseren Hochschulen"Probleme darin, daß die Mehrzahl der Studien- 

bewerber nicht über ausreichende Sprachkenntnisse für ein Studium 

verfügt und daß eine ebenso große Zahl der Ausländer keine aus- 

reichende finanzielle Sicherung des Studiums vorweisen kann. Da 

diese qualitativen und finanziellen Probleme "in einem Maße den 

Studienerfolg (gefährden), das (wiederum) im Interesse der jungen 

Ausländer nicht mehr vertreten werden kann", empfiehlt die KMK 

Maßnahmen, die auch diese qualitativen Probleme lösen sollen. 

Schöne Worte,nur: die Maßnahmen wollen nicht so recht dazu 

passen. 

1. Die Besorgnis der KMK über die nicht ausreichende finanzielle 

Studiensicherung wird ohne Zweifel von allen mit dem Ausländer- 

studium befaßten Institutionen geteilt. Gemeinsam ist hier 

sicherlich auch die Erfahrung, daß die rein administrative 

Überprüfung des sogen. Finanzierungsnachweises, die in der 

Regel durch die Ausländerbehörden vorgenommen wird, nicht aus- 

reichend ist. Da die KMK dieses Problem im Vorgriff auf ihre 

Gesamtdarstellung aufgegriffen hat, hätte sie auch hierzu 

positive Maßnahmen empfehlen müssen, wenn sie in ihrer Sorge 

um das erfolgreiche Studium der jungen Ausländer hätte ernst 

genommen werden wollen. 

2. Mit der von der KMK beabsichtigten und von der Ständigen 

Konferenz der Innenminister/-senatoren bestätigten "strengeren 

Anwendung des Ausländerrechts" erhalten Ausländer nur dann noch 

eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken, wenn sie einen 

Zulassungsbescheid einer Hochschule vorlegen können. Dies be- 

deutet, daß Studienbewerber zum Erwerb von Sprachkenntnissen
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der Grundstufe dann keine Aufenthaltserlaubnis erhalten 

können, wenn sie keinen Platz in einem Anfängerkurs der 

Hochschule erhalten oder wenn Kurse überhaupt nicht ange- 

boten werden. Das Spracherwerbsangebot in den Herkunfts- 

ländern der Studienbewerber ist nicht annähernd ausreichend; 

eine der Nachfrage auch nur näherungsweise angepaßte Er- 

weilerung z.B. der Kapazität der Goethe-Institute im Ausland 

oder Maßnahmen zur Ausstattung der Lehrgebiete "Deutsch als 

Fremdsprache" an den Hochschulen (wie im Entwurf der Gesamt- 

darstellung der KMK empfohlen) müssen angesichts der Finanz- 

lage des Bundes als unrealistisch bezeichnet werden. Ohne daß 

diese Voraussetzungen geschaffen worden sind, wird die aus- 

länderrechtliche Maßnahme jedoch praktiziert. Die KMK muß sich 

darüber im klaren sein, daß sie damit insbesondere Bewerber 

der ärmeren Schichten und aus den ärmsten Entwicklungsländern 

von einer Studienmöglichkeit in der Bundesrepublik abschneidet. 

Wegen des hohen Anteils von ausländischen Studenten aus 

Entwicklungsländern, die an bundesdeutschen Hochschulen ein 

Vollstudium absolvieren, ist stets auch auf den entwicklungs- 

politischen Charakter des Ausländerstudiums - neben dessen 

kulturpolitischer Bedeutung - hingewiesen worden. Der KMK- 

Beschluß bedeutet hier eine gravierende Einschränkung. Indem 

man ausländische Studienbewerber, insbesondere aus der Türkei, 

dem Iran, Indonesien und Griechenland auf die aus Kapazitäts- 

yründen bestehenden Hochschulzugangsprüfungen in ihren Ländern 

verweist, werden nicht mehr die faktischen fachlichen Anforde- 

rungen für ein Studium an Hochschulen der Bundesrepublik Deutsch- 

land, sondern die Defizite in den Bildungssystemen der jeweiligen 

Entwicklungsländer zum Zulassungskriterium erhoben. Besonders 

absurd erscheint dabei, daß durch den geforderten Nachweis einer 

Immatrikulationsbescheinigung einer Universität des Herkunfts- 

landes nur noch diejenigen Studienbewerber in der Bundesrepublik 

studieren können, die in ihrem Herkunftsland auch einen Studien- 

platz haben. Im Hinblick auf die Forderung des Nachweises über 

die erfolgreiche Teilnahme an der iranischen bzw. türkischen 

interuniversitären Hochschulaufnahmeprüfung bzw. der panhelleni- 

schen Prüfung wird auf das Ergebnis eines Rechtsstreites vor 

dem Verwaltungsgericht Aachen 1974 und dem Oberverwaltungs- 

gericht Münster 1978 verwiesen (dokumentiert in: ew 6/1976).
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Hierbei wurde festgestellt, daß sich das fachliche Niveau 

der Prüfungsergebnisse bei der türkischen interuniversitären 

Aufnahmeprüfung an den an türkischen Universitäten zur Ver- 

fügung stehenden Studienplätzen orientiert (Ausleseprüfung). 

Die Erteilung der Hochschulzugangsberechtigung von türkischen 

(griechischen, iranischen) Bewerbern ist somit überwiegend 

keine Qualifikationsfeststellung und daher zulassungsrecht- 

lich äußerst umstritten. 

4. Hinsichtlich der ausländerrechtlichen Konsequenzen der 

Empfehlungen wird auf die in dieser Dokumentation abgedruckte 

Erklärung des Deutschen Komitee des World University Service 

verwiesen. 

Trotz aller gegenteiligen Versicherungen bedeutet dieser 

KMK-Beschluß faktisch eine Abkehr von der bisherigen Förderungs- 

politik des Studiums von Ausländern in der Bundesrepublik 

Deutschland. Es ist unbestritten, daß das angestrebte administra- 

tive Ziel - "die Eindämmung" des "Andrangs" von ausländischen 

Studienbewerbern mit diesen Maßnahmen erreicht werden kann. Ob 

das politische Ziel - trotz dieser einschneidenden Änderungen 

den Anschein von Liberalität wahren zu können - auch erreicht 

werden kann, wird nicht zuletzt von der (hochschul-)Jöffentlichen 

Reaktion abhängen. 

Mit der Veröffentlichung dieser Dokumentation soll den 

studentischen Vertretungen/Ausländerausschüssen an den Hoch- und 

Fachhochschulen, den örtlichen Gruppen und Komitees des WUS und 

anderen Institutionen und Personen die Möglichkeit gegeben werden, 

die dafür erforderliche Informationsarbeit zu leisten. Eine zweite 

Dokumentation, in der die außen-, bildungs-, rechts- und entwick- 

lungspolitischen Aspekte und Konsequenzen dieser Empfehlung in 

verschiedenen Stellungnahmen analysiert und dokumentiert bzw. 

in Form von Rechtsgutachten erörtert werden sollen, wird vor- 

bereitet.
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TEIL I 

WOMIT ES ANFING ...
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arbeitsgrupre "Auslängerzulessung" SC. Cktober 1950 

er Lendzerektorenkonferenz 

Die Zulassung ausländischer Sturienbewerher 

zum Stueium an den Hochschulen ces Landes 

hercrhein-Westfaler, 
  

Die zunehrmenge Internationalisierung der Wissenschaft in 

den letzten Jehrzehnten hat die Sedeutung der wissenrschaft- 

lichen Zusammenarbeit ger Hochschulen mi% dem Ausland 

k. kzr hervortreten lassen. Neben zahlreichen irter- 
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m
 2 ler wissenschaft) Kongressen haben Forschungs- 

aufenthalte deutscher Lissenschaftler im Ausland und zus- 

her Wissenschaftler in Deutschland sowie zahlreiche 

h ulen des In- unc Auslandss Über f) \2
 

E
 Abkermnen zuischen Roc 

eine Zusammenarbeit schung und Lehre den dert inter- 

c 

or 

natloraler Wissens vsbeziehungen dokumentiert. 

Auf diesem Horizont gewinnt auch die Ausbildung ausländische: 

Studenten an den Hochschulen des Landes eine hesonze-a d=- 

deutung. Neben den zanlfeichen ausläncischen Stusanten, zz 

mit inciviguallen Ausbildungswünssnen an Cie moskschulaa 

herantrsten, ist in den letztan Jahren dio staigenze Zenl 

ce 

Regierungen ihrer Heimatländer ausgauählı ozer auf Eir- 

ladung deutscher Stellen an bestimmsen Ausbildungspnztenme 

mode -_ 

sESENLIIDEN (3
 teilnenmen, die der gezielten Fördsrung <es 

Nachwuchses in den Herkunftslängern dienen. In dar Rzzal 

haben cie geutschen Hochschulen an der Ausbildung diäuser 

n ausländischen Progrannstudenten ein drinzences Int zr23se,
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weil sie auf lange Sicht die internationalen Beziehungen 

der Hochschulen mit dem Ausland sichern halfen, Danezen 

gibt es noch eine Gruppe ausländischer Studienbewerber, 

die aus situationsbedingten Gründen an einer Hochschule 

“der Bundesrepublik Deutschland studieren müssen. In diese 

Gruppen gehören vor allem Kinder von Gastarbeitern, Asyl- 

berechtigte usw. Demnach kann man die ausländischen 

Studienbewerber eine der drei folgenden Beverberkategcrien 

zuordnen; 

- Ausländische Studienbewerber, an Geren Studium 

auch ein dringendes deutsches Interesse Gesteht: 

Programmstudenten, Austauschstudenten usu; 

- auslärdische Studienbewerber, bei denen besondere 

"individuelle Gründe für ein 5tudium an einer Hcocr- 

schule der Bundesrenublik Deutschland sarechen: 

Gastarbeiterkinder, Asylberechtigte, ü.a.; 

- alle übrigen ausländischen Studienbeuerber, 

cie aus individuellen Gründen ein Studium in 

der Bundesrepublik Deutschland anstreben. 

Die ausländischen Studienbeuerber der drei vorgenannten 

Kategorien verteilen sich zahlenmäßig auf die Gewertungs- 

gruppen ausländischer Reifezeugnisse dergestalt, dad Studien- 

bewerber der ersten Kategorie fast ausschließlich Hochschul- 

zugangsberechtigungen der Bewertungsgruppe I und Studienue- 

werber der letzten Kategorie zum größten Teil Hochschul- 

zugangsberechtigungen der Bewertungsgruppen II und III 

besitzen. 

Entsprechend den Hochschulzugangsberechtigungen können die eus- 

ländischen Studienbewerber unter Zugrundelegung der Bewertungs- 

vorschläge der Ständigen Konferenz der Kultusminister der 

Länder in folgende Zeugnisbewertungsgruppen gegliedert werden:
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Zeuonisbewertungsgrunge Il 

a) Ausländer mit deutschem Reifezeugnis, 

b) Ausländer mit einem dem deutschen Reifezeugnis gleich- 

wertigen Zeugnis, die für ein Studium ausreichende 

Deutschkenntnisse nachweisen, 

c) Ausländer mit einem dem deutschen Reifezeugnis gleich- 

wertigen Zeugnis ohne den Nachweis deutscher Sprach- 

kenntnisse. 

Zeugnisbewertungsgrupoe II 

Ausländer mit Zeugnissen, die Gem deutschen Reifezeugnis nicht 

gleichwertig sind und die deshalb die Prüfung zur Feststellung 

der Eionung eusländischer Studienbewerber für ein Studium an 

einer deutschen Hochschule ablegen müssen. Ein nicht unerheb- 

licher Teil dieser Studienbewerber verfügt nicht über 

ausreichende Kenntnisse der deutschen Sprache, die eine 

erfolgreiche Teilnahme am Unterricht des Studienkallegs 

oder das Bestehen der Feststellungsprüfung ermöglichen. 

Die Arbeitsgruppe ist einhellig der Auffassung, daß Staat und 

Hochschule für das Studium ausländischer Studenten nur in dem 

Umfange finanzielle Mittel und Personal bereitstellen sollten, 

wie der Bildungsauftrag der Hochschule auf internationalem 

Gebiet dies erforderlich macht. Die für ausländische Studenten 

der Zeugnisbewertungsgruppen Ic, II und III einzurichtanden 

studienvorbereitenden Kurse in staatlichen Studienkollegs 

für Ausländer und den Lehrgebieten "Deutsch für Ausländer? 

sind zusätzliche Veranstaltungen der Hochschulen, bzu. des 

Staates, die über die für jeden Studenten zu erbringenden 

Leistungen hinausgshen. Dieser Sachverhalt rechtfertigt eine 

Beschränkung dieser zusätzlichen Leistungen nach. Maßgabe der 

zur Verfügung stehenden Mıttel und Möglichkeiten und ihre 

bevorzugte Bereitstellung für diejenigen ausländischen 

Studienbeuerber, en denen Staat und Hochschule ein besonderes 

Interesse haben oder für deren Studium in der Bundesrepublik 

Dzutschland ein besonderes Bedürfnis bestent. Es kann weder 

im Interesse des Staates noch im Interesse der Hochschule 

und ihres Ansehens im Ausland liegen, allen ausländischen 

Studienbewerbern beliebiger Qualifikation den Zugang zu
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einem finanziell aufwendigen und intellektuell anspruchs- 

vollen Studium in der Bundesrepublik Deutschland zu ge- 

währen. Ausländer sollten auch nicht als Ersatz für mangelnde 

Bewerbungen deutscher Studenten zum Studium zugelassen 

werden. 

Die Arbeitsgruppe ist deshalb der Meinung, daß die 

Aufnahmekapazität der bestehencen Einrichtungen auf den 

Gebie: der studienvorbereitenden Kurse für Ausländer 

nicht dem gegenwärtigen Andrang von Bewerbern entsprechend 

ausgabaut werden sollte. 

Unter derücksichtigung der vorstehenden Erörterungser- 

gebnisse hat die Arbeitsgruppe eine Mustersatzung für 

die Aufnahme eusländischer Studienbewerber an den wissen- 

schaftlichen Hochschulen des Landss Nordrhein-Westfalen 

erarbeitet, die sie hiermit der Landesrektorenkonferenz 

zur Beschlußfassung vorlegt (Anlage). Die Mustersatzung 

ist keine Rahmenardnung. Sie trägt Modellcharakter für 

die von den einzelnen Hachschulen auf der Grundlage der 

geltenden Hochschulverfassungen zu erlassenden Ausländer- 

Satzungen. Di= Mustersatzung enthält im wesentlichen alle 

speziell für Ausländer zu treffenden Regelungen, die in der 

Einschreibordnung aus systematischen Gründen nicht ge- 

troffen werden können oder sollten. Die Einschreibordnung 

sollte deshalb als höherrangige Satzung einen Regelungs- 

vorbehalt für dia Ausländer-Satzung vorsehen. 

Die von den einzelnen Hochschulen bisher entsprechend der 

Ausbildungskapazität der Studienkollegs für Ausländer und 

der Deutschen Sprachkurse im wesantlichen nach den Grund- 

sätzen der Vergabe VD vorgenommenen Auswahl der Bewerber 

der Zeugnisbewertungsgruppen II.und IIL haben aus 

verschiedenen Gründen zu einer einseitigen Bevorzugung 

bestimmter Nationen geführt. Auch verursacht die Vial- 

zanl der Menrfachbewerbungen bei verschiedenen Hochschulen 

des Landes bei den Hachschulverwaltungen einen Arbeits- 

aufwand, der einen erheblichen Teil der vorhandenen 

Arbeitskräfte bindet. So ergab eine von der Arbeitsgruppe
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angestellte Erhebung über die Zahl ausländischer Studien- 

bewerber für das Wintersemester 1980/81 die Zahl von rund 

25.000 Bewerbungen ausländischer Studenten allein der 

Zeugnisbewertungsgruppen II und III. Die Kcpfzahl dieser 

Studenten dürfte zwischen 5.000 und 6.000 Personen liegen. 

Die Mehrzahl dieser Ausländer, nämlich rund 80 v.H. der 

Gesamtzahl der Bewerber der Zeugnisbewertungsgruppen II 

und III stammen aus dem Iran, Ger Türkei und aus Grischen- 

land. 

Die genannten Zahlen beziehen sich also auf ausländische 

Studienbewerber, die --von der geringen Zahl der Ausländer, 

die die Früfung zur Feststellung der tigrung zum Studium 

ohne Vorbereitung ablegen, einmal abgesehen - vor Aufnahme 

des Fachstudiums das Studienkolleg besuchen wollen. Die Lehre 

im Studierkolleg und die das Kalleg abschlie9ende Fest- 

stellungsprüfung unterliegen der Fachaufsicht des Kultus- 

ministers. Die Rahmensrdnung der Kultusministerkonferenz 

macht.. es erforderlich, daß bei der Veraabe der Studien- 

plätze an Ausländer im Auswahlverfahren die Note der fest- 

stellungsprüfung -zusammen mit der Note des Reifezeugnisses 

' des Heimatlandes maßgebend für die Zulassungsentscheidung 

ist. Nach dem WissHG kann eine Einschreibung dieser Bewerber 

erst nach bestandener Prüfung zur Feststellung der Eignung 

ausländischer Studienbewerber zum Studium erfolgen. Die 
Feststellungsprüfung ist also Zulassungs- und Einschreib- 

ungsvoraussetzung geworden. Bei den Studenten handelt es sich 

also um Auszusilcende mit der befristeten Rechtsstellung von 

Studenten. Förderungsrechtlich gelten die Besucher das 

Stutienkollags als Schüler weiterführsader aligsmein- 

bilderder Schulen (Vorkurse V). 

Unter Berücksichtigung der tatsächlichen Bewertersituation 

und der Rechtsstellung der Studienkallegisten möchte oie 

Arbeitsgruppe der Landesrtektorenkonferenz folgances Ver- 

fahren der Einweisung ausländischer Studiennewerber in cia 

Studienkollegs empfehlen: 

Die Auswahl und die Zulassung der ausländischen Studien- 

bewerber für ein Vorstudium im Studienkolleg erfalgt rach Mal- 

gabe vorhandener Ausbildungskapazität zentral nach staat- 

lichen Regelungen. Die Zulassungs- und Ablehnungsbescheide 

erteilt eine zentrale Stelle. Der Kultusminister und der 

Minister für Wissenschaft und Forschung übernehmen die Ver-  
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antwortung für die rechtlichen Grundlagen und pelitischen 

Implikationen eines solchen Auswahlverfahrens. Die Hoch“ 

schulen, an denen Studienkollegs bestehen, verleihen cen 

Studienksllegiaten befristet die Rechtsstellung vor Stucenten. 

Nach Abschluß des Studienkollegs durch Zestehen der Fest- 

stellungsprüfung bewerben sich die Kolleglaten um Zulassung 

zum Studium bei der Hacnhschule ihrer Wahl, die darn 

über die Zulassung des Jeuwerbers zum Fachstudium nach Mai- 

gabe der einschlägigen Rechtsvorschriften (Einschreib- 

ordnung, Ausländer-Satzung, Vergabe VO usw.) entscheidet. 

Dieses Verfahren bedarf dar Abstimmung zwischen Kultus- 

minister und Minister für Wissenschaft und Forschung. 

Für das Verfahren empfiehlt die Arbeitsgruppe die folgenden 

Auswahlkriterien: 

1. Studienbewerber, an deren Stucium ein Gringendes ceytsches 

Interesse bestent, ernalten vorrangig Ausbildungsplätze 

im Studienkolleg. 

2. Studienbewerber, bei denan besondere individuelle Gründe 

für ein Studium in der Bundesrepublik Deutschland sprecher, 

sollen nach Maßgabe ihrer Qualifikation zum Studien- 

kalleg zugelassen werden. Weist ein Bewerber einen der nrach- 

stehend genannten besonseren Umstände nach, so wird die 

Note um 0,5 verbessert. Ein mehrfacher Zuschlag ist nicht 

möglich. 

a) Status eines Gastarbelterkindes, 

b) Absolventen deutscher Auslandschulen, 

c) Stipendieten einer deutschen Einrichtung zur 
Fürderung begabter Stucenten, 

cd) Inkabern des Asylrechts. 

3, Die üorigen Ausbildungsplätze an alle Übrigen Bewerber... 

Bei gleichem Bewerberrang soll das Los entscheiden. 

L. Safern der Arteil von Bewerbern der letzten beiden Kategorien 

aus bestimmten Nationen einen nach festzusetzenden Vorhundert- 

satz aller Bewerbungen übersteigt, sind bestimmte Zulassungs- 

quoten für diese Nationen festzusetzen. 

Der ätatus aus!ändischer Studienbewerber in den deutschen Sprach- 

kursen ist entsprechend den Vorschriften des S 68 (2) WissHG 

in der Ausländer-Sstzung zu regeln. Die Sprachkursteilnehmer
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erhalten befristet die Rechtsstellung eines Studerten der- 

jJerigen Hocrnschule, deren Sprachkurse sie besucher. - 

Die Ausstidung ausländischer Studienbewerber im Studienkolleg 

wird in einer vom Kultusminister zu erlassenden Ausbildungs- 

ordnung gerecelt. 

Die Frage der Zulassung ausländischer Studenten als 

Gasthäörer oder Zueithörer bietet gegenüber cer Zu- 

lassung deutscher Gastnörer keine besonderen Probleme, 

Frogrammstudenten sind ausländische Studenten, die ein 

zeitlich begrenztes Studium ohne ÄAbschlußprüöfunn durch“ 

führen. Auf sie findet deshalb $% 68 Abs. 3 WissHG An- 

wendung. Der Begriff "Programmstudent" ist zwar nicht 

eindeutig bestimmt, wird aber in der Praxis einheitlich 

verwendet. Programmstucdenten können entweder als voll- 

immatrikullerte Studenten eingeschrieben oder als 

Gasthörer zu Lehrveranstaltungen zugelassen warden. Da- 

nach richten sich auch die Bedingungen für den Status 

des Studenten im einzelnen. Bei der Zulassung als Gast- 

höärer kann die Sprachprüfung entfallen, oGer es vird’die 

Sprachprüfung der Heimatuniversität zugrunde galegt. 

Falls die Immatrikulation als ordentlicher Student 

erfolgen soll, müssen Programmsöudenten die übrigen Voraus- 

setzungen, die für die Einschreibung erforderlich sind, 

erfüllen. Diese Studenten müssen also auch z.B. die deutsche 

Sprachnrüfung ablegen. 

Der Begriff des Gasthörers wird an einzelnen Hochschulen 

verschieden verwendet. Einzelne Hochschulen begrenzen 

den Gasthörer-Status für einen Bewerber auf ein Semester 

mit der Möglichkeit einer einmaligen Verländerung um 

ein weiteres Semsster. Andere Hochschulen schreiben alle 

Programsstudanten als Gasthörer ein. Auch die Teilnehmer 

an den deutschen Sprachkursen werden verschiledentlich nur 

als Gasthörer eingeschrieben. Hier ist eine einheitliche 

Regelung aller Hochschulen des Landes Nordrhein-uestfalen 

anzustreben. Der Gasthörer-Status sollte nur noch den- 

jenigen Be..erbarn verliehen werden, Cie entsprechend $ 78 

wWisshHG einzelne Lehrveranstaltungen besuchen wollen.
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MUSTEREATZUNG LSER SIE Zuinssung AUSLÄNDISCHER STLIIENSELERZER 

ZUM STLEICH Ah DEN HECHSSHLLEN DES LANDES NERORHEIN=UISTFALEN 

Ü.
 

—
 Zulsssung susländischer Stucienbeuerber 

Stucienteuerber, cie nicht Deutsche im Sinne des Artikels 

1156 des Grundgesetzes sind (ausländische Bewerber) be- 

nötigen als Voraussetzung für die Einschreibung zum Fach- 

stucium eine Zulassung. 

£{
9 

n
 Zuständiskeit = 

Zuständig für aie Zulassung und Einschreibung ausländischer 

Studienbewerber ist des Rektorat. 

Formen und Fristen u
n
 

\
 

1. bie Zulassung zusländischer Beuerter setzt einen form- 

und fristgerechten Antrag vorzus. 

2. Der formcserschte Antraco umfasst 

« NM
 

Den vollständig zusgefüllten Antragsvordruck, 

N
 

N
 

Fotcekopien oder Äbschriften der Hochschulzugangsbe- | 

rechtigung, 

2.3 Fotokopien oder Äbschriften aller erworbenen Hochschul» 

zeugnisse, einschließlich der zugehörigen Listen mit 

Einzeinoten, 

2.4 Nachweise üser abgeleistete Hochschulprüfungen und 

Hochschulaufnahmeprüfungen, 

2.5 Nachweise üser cie Teilnahme an Feststellungsprüfungen 

und deren Ergebnis, 

2.6 szuweit vorhanden, Nachuveise über Kenntnisse cer deutschen 

Sprache ung Über ebgsiegte Scaacharürfungen, 

2.7 Amtliche Übersetzungen aller fremdsprachigen Unterlaoen 

in die deutsche Sprache.
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1. 

2. 

19 - 

Der formgerechte Antreg auf Zulassung mu bei ver Hoch- 

schule eingegangen sein 

bis zum 15. Juli für dss folgende winterszmester 

bis zum 15. Januar für dszss folgende Sommersemester. 

Bewerber die vor Aufnahme eines Fachstudiums ole Früfung 

zur Feststellung ger Eignung ausländischer Stucienbevsrder 

ablegen müssen,beusrben sich in einem besonderen Verfchren 

bis zum 30. April jecen JSehres bei Ger zentralen Stelle 

um Einweisung in die Feststellungsprüfung bzw. das Stucien- 

kalleg (s. $ 9). 

Anträge, die nicht frist- und formgerecht eingehen, werden 

ohne weitere Früfung aboelennt. 

Nachweis der Hochschulzugangsberechtigung 

Ausläncische Bewerber können nur zugelassen werden, wenn 

sie den Nachweis der Qualifikation für das Hochschul- 

studium gemäß & 65, Absatz 1 wiss HG erbringen. 

Die Bewertung ausländischer Bilgungsnachueilse richtes sich 

nach den Vorschriften cer Rechtsverardnung des. Kultusmi- 

nisters geräß & 65 Wiss HG. 

Ausländische Bildungsnachuweise, die gemäß gen Vorschriften 

der Rechtsverordnung des Kultusministers zu 8 65 Wiss HG 

nur in Verbindung mit einem Zeugnis über die erfcigreich 

abgelegie Prüfung zur Feststsiiung der Eignung auslänzischer 

Studienbewerber (Feststellunassrüfung) zur Aufnahee eine Bi 

Fachstudiums berechtigen, berechtigen chne den Nechuels 

der Feststellungsprüfung nicht zur Antragstellung im 

Ausländerzulassungsverfahren. 

55 Bescheide der Hochschule 

1. 

2» 

Zulassungsentscheidungan werden den Bewerbern schriftlich 

mitgeseilt (Zulassungs- oder Ablehnunssbescneid) 

Der Zulassungsbescheid 

- gilt nur für sen bezeichneten Stuciengang
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- ist nicht übertragbar 

- wird ungültig, wenn die cinschreibung Ges zugalzssanen 

Sewerdbers nicht zu Cem Semester erfolgt, auf cas sich 

die Zulassung bezieht 

- nennt cie weiteren Voraussetzungen für die Einschrei- 

bung des zugelassenen Bewerbers 

Auswehl der ausländischen Bewerber 

1. Ist für einen Studiengans oder für oie Deutschkurse für 

Ausländer cise Zahl der zuzulassengden auslänciscnen de- 

werber beschränkt, so erfclgt eine Auswahl nach den in 

den Felgenden Absätzen 2 - L beschriebenen üruncsätzen. 

2.1 Vorrangig zugelassen werden alejenigen auslänzischen 5e- 

werber, deren Stucium Sestancteil eines mit der Koch- 

schule vereinbarten besonderen Austildungsprcygramms ist 

(Prossammstudenten). 

2.2 Ferner wergen vorrangig diejenigen Severcer zugelassen, 

die zu einem vorhergehenden Semester eine Zuiaseung zum 

gleichen Stusiengeng wegen Nichtbestehens der Früfung 

zum Nachweis Deutscher Sprachkenntnisse nicht in Anszruch 

nahmen konnten. 

Beträgt für einen Studiengang cie Zahl der ausländischen 

Bewerber mehr als das Dreifache der Zahl der für Aus- 

länder verfügbarer Flätze,sco dürfen bei bis zu 25 Fiätzen 

richt mehr als 1 Platz, darüber hinaus nicht renr als 

15 5: der Plätze der Ausländersuste an geverbar ein ung 

ei bleisen u derselten Naticnelität vergeben werden. hisr 

unberücksichtigt und ausgenommen die ausländischen Szuerter 

dis eine deutsche Hochschulzugangsberechtigung oder 

cen erfolgreichen Abschluß cer Feststellungsprüfung 

nachveisen oder gemäß sen Ansätzen 2.1 unG 2.2 VOI- 

rangig zuzulassen sind. 

Es werden für jede zu vergebence «uote von Ausländer- 

plätzen Ranglisten der ausländischen Bewerber auf- 

gestellt.
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4.2 Die Flazierung des einzelnen Bewerbers richtet sich in 

4.3 

u.L% 

4.5 

erster Linie nach der Nate der Hochschulzugangsbe»- 

rechtigung. 

Daneben können bzsendere umstände, die für die Zu- 

lassung des Bewerbers sprechen, berücksichtigt werden. 

Solche Umstände liegen insbesondere ver 

- venn der Sewerber Absolvent einer deutschen Schule ist 

- wenn der dewerber eine geutsche Hochschulzugangsbe- 

rechtigung oder den erfolgreichen Abschluß der Fest- 

stellungsprüfung nachweist 

=“ wenn der Bewerber ein Stipendium einer deutschen 

Einrichtung zur Förderung begabter Studenten erhält 

- uvenn der Bewerber Kind ausländischer Arbeitnehmer ist 

wenn der Bewerber Asylant oder Flüchtling ist 

Die Hochschule kann weitere Gründe auf Antrag als be- 

serderen Zulassungsumstand anerkennen und im Sinne von 

Absatz 1.5 bewersen. 

Die Berechnung der Noten von Hachschulzugangsherech- 

tigungen erfolgt nach Maßgabe der vom Kultusminister 

hierzu erlassenen Bestimmungen. Danach wercen alle 

Nuten in ein einhzitliches Notensystem mit der best- 

möglichen Note 1,0 und der untersten Ssstenensnote 

4,D umgerechnet. 

weist ein Beverber einen oder mehrere besondere Zulassungs- 

umstände cemäß Absstz L.3 nach, so wird cie liste nach 

L.1 und L.& um L,5 verbessert. MNehrfacher Zuschlag ist nicht 

möglich. 

4.6 Die Summe von hotznwert und Zuschlag heißt nangzanl; sie be- 

1.7 

stimmt den Platz des Geuerbers in der rangliste. 

Die Hochschule kann bei oer Zulassung von Nachrückern gGemäs 

den Ranglisten solche Bewirber unberücksichtigt lassen, cie 

ver Aufnahme des Studiums noch die Prüfung zum Nachweis 

deutscher Sprachkenntnisse ablegen müssen, wenn aus organi- 

satorischen Gründen sie zum Zeitpunkt des Nachrückens nicht 

mehr in diese Prüfung eingewiesen werden können,
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Einweisung ausländischer Bewerber in die studienvorbereitenden 

Hochschulsprachkurse 

1. Ausländische Bewerber, die nach eigener Einschätzung noch 

nicht die für die Aufnahme des Fachstudiums erforderlichen 

Kenntnisse der deutschen Sprache haben, künnen die Aufnahme 

in die studienvorbereitenden Hochschulsprachkurse nach 

Maßgabe der Zahl der verfügbaren Plätze beantragen. für 

ihre Auswahl gelten die zutreffenden Absätze des $ &. 

ben Besuchern der studienvorbereitenden Hochschulsprach- 

kurse wird befristet bis zum Bestehen der Prüfung über 

den Nachweis deutsche Sprachkenntnisse II die Rechts- 

stellung eines Studenten gemäß & 66, Absatz 2 wiss HG 

verliehen. 

Die Absolventen der studienvorbereitenden Hochschulsprach- 

kurse stellen für das Semester, in dem sie das Fachstudium 

nach erfolgreichem Abschluß cer Prüfung über cen Nachweis 

der deutschen Sprachkenntnisse Il aufnehmen wallen, form- 

und fristgerecht einen Antrag auf Zulassung zum gewünschten 

Fechstucium; Gabel ist ein eventueller Vorrang gemäß 

3 6, Absatz 2.2 durch Vorlege des früheren Zulassungs- 

bescheides nachzuuwelsen. 

Einueisung ausländischer deuerber in ein Studienkolles 

und in die Prüfung zur Feststellung der Sicnung aus- 

ländischer Studienbewerber (Feststellungsprüfung) 

1. Ausländische Bewerber, die als Voraussetzung für die 

Aufnahme eines Fechstudiums cie Feststellungsprüfung 

mit Erfolg zblegen müssen, werden in einem besonderen 

Verfahren außerhalb der Zuständigkeit der Hcechschule 

in die Stucdienkollegs des Landes Nordrhein-Westfalen 

bzw. in die Faststellungsprüfung eingewiesen. Anträge 

sind zu richten an eine zentrale Stelle. Antracstellung 

im Ausländerverfahren der Hochschule ist erst nach er- 

folgreichem Abschluß der Feststellungsprüfung möglich.
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2. In beschränktem Umfang kann die Hochschule Ausländer, 

über deren Ausbildung mit einer in- oder ausländischen 

Institution eine besondere Vereinbarung beschlossen 

wurde, direkt in cas Studienkolleg bzw. in die dort 

durchgeführte Feststellungsprüfung einuweiser, 

3. Die Hochschule verleiht allen ausländischen Sewerbern, 

gdle in das Studienkalleg am Hochschulort eingsuiesen 

wurden, die Rechtsstellung eines Studenten gemäß 368, 

Absatz 2 wiss HG. 

Zulassung von ausländischen Beuerbers, die an ausländischen 

Hochschulen enrechenbare Studienleistunsen erbracht haben, 

soweit die Zulassung ausländischer Bewerber zu höheren 

d. n. dem 2. und folgenden Fachscsmester nicht durch die 

rd
 

oberste Landesuehörden geregelt ist, gilt für Cie Zulassung 

Im 
zw ausländischer Seuerhber als Studienfortsetzer folagences: 4 

Nachweise Über ule Anrechnung von Stucienleistungen curch 

die zuständigen FPrüfungsausschüsse ocer rröfungsim 

müssen spätestens bei üzr Einschreibung vorliszen. 

Für die Aufnahme ausländischer Stucdienfortsetzer in cie 

studienvorbereitengen Hochscnulsparachkurse gelten gie 

3 6 und 7 entsprechend. 

Schlußbestimmungen 

Diese Satzung tritt EM onen rreeenenee in Kraft. Alle vor- 

hergehenden Satzungen über die Zulassung ausläncischer 

Studienbewerber zum Studium sinc damit aufgehoben.
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STUDIENKOLLEG 5300 Sonni,den 18.12.1986 
. . 

Am Hof 28 
ÄNDISCHE STUDIERENDE 

FÜR AUSL > 
Teieton 2221/73 7350 

ANDER UNIVERSITÄT BONN 
. 

an die 

Tundesrektorenkonferenz 
Herrn Prof. Dr. H.J. Lieber 

Deutsche Sporthochschule 
Carl-Dien-Neg 

5000 Köln 41 

An den 
Minister für Wissenschaft und Forsehung 
des Landes NR#F 
Herrn Hans Schwier 

vVölklingerstr. 49 

4000 Düsseldorf 1 

An den 

Kultusminister des Landes NEW 

Herrn Jürgen Girgensohn 
Völklingerstr. 49 

4000 Düsseldorf. 

Betr.: Verfahren der Zulassung und Zuweisung von Studenten der 

Bew.Gr. II und III 

= Fi
 

& % t ir erfahren haben, wurde der IRK vor kurzen von e.ner 

Arbeitegrusnpe "Auslärderzulasaung*, an deren 3eratung ale 

 Studienkollegs leider nicht beteiligt waren, sin Yorschlzz 

Studenten vornehnlich aus Entwicklungsländern, die iD ien 

Studienkolleg studieren, neu zu ordnen und insbagandere ine 

zentrale Zuweisungsstelle beim Kultusministerium sinzuricht +
 

© 3 ‘
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Wir Studienkollegsdirektoren in NRX wenden uns nachdrücklich 

gegen eins derartige Neuordnung der Zuweisung und Zulassung der 

Studenten der Bew.Gr. II und III, wenn dadurch der Status der 

Studenten der Studienkollegs als Studenten einer bestinnten Hocn-- 

schule oder Universität in der Weise eingeschränk* werden sollte, 

da2 Studenten der Studienkollezs - im Gegensatz zu Studenten der 

Bew.Gr. I - nach Bestehen der Feststellungsprüfung ein erneutes 

Bewerbungsverfahren durchlaufen müssen. \ 

Eine solche Einschränkung würde eine ungerechtfertigte und folgen- 

schwere Benachteiligung der Studienanfänger aus Entwicklungsländern 

gegenüber Studienanfängern aus den westlichen Industrieländern be- 

deuten. Offenvar sollen deren Bewerbungen nach wie vor an den ein- 

zelnen Hochschulen und Universitäten bearbeitet werden 

Es muß bedacht werden, Jaß auch die Studenten der Bew.Gr. II und 

III zit ihrem Heimatzeugnis eine Nochschulzugangsberechtigung 

nachweisen und die Regierungen ihrer länder sicherlich auf der 

grundsätzlichen Gültigkeit dieser Nachweise bestehen werden. 

Die derzeitige Überlastung der Auslandsämter durch die stark anze- 

stiegenen Bewerbungszahlen in den letzten Semesters (diese konnen 

vor allem aus 2 Ländern, nänlich Iran und Türkei) und durch YMehr- 

fachbewerbungen, kann nach unserer Auffassung durch Maßnahmen be- 

seitigt werden, die die bisherige Zuständigkeit der einzelnen 

Hochschulen und Universttäten nicht berühren und doch wirksen 

sind: 

- Die meisten Bundesländer, zuletzt Bayern, haben Iinzwiscnen ei’ 

Mindestnotenregelung zusammen mit einer Länderquote eingeführt 

Die Feststellung einer landeseinkeitlichen und bezanntzugeber- 

den Yindestnote und dis darauffolgende Einschreibung im Rahren 

einer Länderquote nach Absprache mit den Studienkollegs, dürf- 

te den Auslandsäntern bereits eine erhebliche Arbeitser- 

leichterung bringen. 

- Die Mehrfachbewerbungen könnte man dadurch weitgehend verhin- 

dern, da? die Hochschulen und Universitäten in NRY die Stu- 

dienbewerber darüber infornieren, daß. hier Bewerbungen (z.B. 

durch Vorlage und vorübergehendes Einbehalten von Orizinaldo- 

kumenten) nur bei einer Hochschule oder Universität gestattet 

sind.



26 - 

Will man sder doch weiterhin Mehrfachbewerbungen zulassen, 8u Köni« 

te eine Koordinierungskonferenz der Auslandsänter (evt. gewählte 

Vertreter) die Nehrfachbewerbungen aufgrund von einfachen Namens- 

listen der Hochschulen feststellen und die Studienbewerber, die 

sich zehrfach (Angabe von Präferenzen) beworben haben, dann den 

einzelnen Hochschulen überweisen. 

Wir bitten dringend darun, vor einer endgültigen Entscheidung in dise- 

ser Frage auch die Stuöienkollegs zu hören. 

Viele Hochschulen, Institutionen, die mit dem Ausländerstudium befaßt 

sind, wie etwa der DAAD, haben seit langem die volle Integration der 

Studienkollegs in die Hochschulen gefordert, wie sie in Bundesländern 

wie Baden-Württenberg, Berlin und Bremen bereits vollzogen ist. Eine. 

solche Integration erscheint auch den Studienkollegs sowohl im Hin- 

blick auf ihre Aufgabe als auch unter organisatorischen Gesichtspunk- 

ten als naheliegend und sinnvoll. 

Es wäre bedauerlich, wenn jetzt im Bereich der Zulassung und Zuwei- 

sung unserer Studenten Regelungen eingeführt würden, die die Studien- 

kolless von den Hochschulen entfernen. 

Hochachtungsvoll, 

} A “ (a £ 

7 ie WAR, „rss ..........,: 

(?. Stadelnaier) iJ. Gerwing) 
Leiver des Studienkollegs Bonn 

% {ı rt . 
ar ne 1 7 222 708 HT BT BEI HH HH CH TEE 

(H. Schostak) 
eiter des Studienkollegs Köln 

). Ra: 
„eo, 00* m -_...n....„nr m... ..n.,s.0..,,..:.. 

(Dr. P. Riecken) 

‚eiter des Studienkollegs Bochum 

Leiter des Studienkpllegs Münster 

20.0 Meinen eeren0« 

(S. lei 
Leiter des Studienkollegs Aachen 

un HELLE 

at 

(HK. Ernst) 
Vorsitzender der AG der Studien- 

kollegsletrer ir RW
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KOORDINIERUNGSAUSSCHUSS AUSLANDERZULASSUNG 

cer WESTDEUTSCHEN REKTOHENKONFEZSEN 

Geschäftstührung: DEUTSCHER AKADEMISCHER AUSTAUSCHD: 21.57 

an den 

"inister für Wissenschaft Kennrgyalise 50 
und Forschung des Landes Ni D-53339 Bann 2 
Völklinrser Straße 49 Teictan (samıyz3n 0GI28/8821 
ann Tusseldorf 1 Teiegrammanschrii: DAAD 

Telax: dasad b9o B/85515 
An den 

Kultusminister des Landes NW 
Völklinzer Stra9e 49 
4939 Dusseldorf 1 

An die Datum 

Landesrektorenkonferenz NW 12.2.1981 /PI-212-di/jh 
Höorrn Prof. Dr. H.J. Lieber 
Deutsche Sporthochschule 
Carl-Dien-Weg 
5909 Köln 41 

Betr.: Verfahren der Zuweisung von ausländischen Studienbewerber zu 

den Studienkollegs des Landes Nordrhein-Westfalen 

  

Der Koordinierungsausschuß Ausländerzulassung der Westdeutschen Rektoren- 

konferenz hat in seiner Sitzung am 19. Januar 1931 über die Frage beraten, 

wie das Ausländerzulassungsverfahren gestaltet werden kann, um die kaum 

Sch zu bewältigende Belastung der Hochschulen, die aus den sich in 

letzter Zeit häufenden Mehrfachbewerbungen entstanden ist, abzubauen. 

Ein entsprechender Verfahrensvorschlag, der ohne gravierende tingriffe 

ir die Belange der ausländischen Studienbewerber und der Hochschulen die 

Zulassungsstellen entlasten wird, wird in Kürze vorgelegt werden. 

In diesen Zusaimenhang hat sich der Koordinierungsausschuß Ausländer zu- 

l2ssung auch mit den Vorschlag der Arbeitsgruppe "Ausländerzulassung“ 

der Landesrektorenkonferenz für eine Neuordnung der Ausländerzulassung 

befa3t (diese Ausarbeitung trägt das Datum "30. Oktober 1930*' 

Der Koordinierungsausschuß Ausländerzulassung der WRK sieht in den Yor- 

sinlag, das Verfahren der Einweisung in die Studienkollegs von den Zu- 

l:ssungsverfahren an den Hochschulen zu trennen, eine ungerechtfertigte 
Beeinträchtigung der Interessen sowohl der Hochschulen, als- auch der 

ausländischen Studienbewerber.
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Tolcende Sesichtspunkte sind u.a. maßgebend für die negative Beurteilung 

des Yorschlages der Arbeitsgruppe "Ausländerzulassung" der Landesrericren- 

konferenz durch den Koordinierungsausschuß Ausländerzulassung cer WRK; 

1. a) Es wäre eine krasse Benachteiligung vor allem der Bewerber aus 

Entwicklungsländern gegenüber solchen mit Zeugnissen der Ee- 

wertungsgruppe ], zwei Zulassungsverfahren (zum Studienkolleg 

und zur Hochschule) mit unterschiedlichen Auswahlkriterien durch- 

laufen zu müssen, 

b) Für einen Bewerber, der klare Vorstellungen über sein Ausbildungs- 

ziel hat, wäre der Besuch eines Studienkollegs ohne kalkulierbare 

Chance auf eine Zulassung zum gewünschten Fachstudiun sinnlos und 

ein unzumutbares Risiko. 

c) Bei Einführung des vorgeschlagenen Systems stände zu befürchten, 

daß vor allem Ausländer, die prinär an einem Aufenthalt in der 

Bundesrepublik Deutschland und nicht an einem bestimmten Ausbil- 

dungsgang interessiert sind, angezogen werden. 

d) Die Zahl der Bewerbungen übersteigt die Zahl der in Studien- 

" kollegs vorhandenen Ausbildungsplätze um ein Vielfaches. Das- 

halb und unter dem Gesichtspunkt der effizienten Verwendung von 

.Steuergeldern sollten nur solche Bewerber einen Platz im Studien- 

kollegerhalter, bei denen der weitere Studienverlauf überschaubar 

und Soweit als möglich gesichert ist. 

2. a) Die Moglichkeiten der Hochschulen, fachliche und regicnal2 Schwer- 

punkte bei der Zusamnensetzung ihrer ausländischen Studenten- 

schaft zw berücksichtigen, wären außerordentlich beschnitten. 

b) Aufgrund ihrer Erfahrungen mit Studenten ännlicher Bildunzsbiographie 

haben die Hochschulen die Möglichkeit, die Erfolgsaussichten eines 

Bewerbers in einem späteren Fachstudium zu beurteilen. Dieses 

Erfahrungspotential bliebe bei einer zentralen Auswahl der Bewerber 

für die Studienkollegs ungenutzt. 

3. Das Verhältnis der Zahl von ausländischen Studenten aus Entwicklungs- 

ländern zu solchen aus Industrieländern wird schon heute vielfach 

als unbefriedigend empfunden. Mit Einführung des vorgeschlagenen Ver-" 

fahrens würde sich diese Relation zwangsläufig zu ungunsten der
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Bewertu.gsgruppen II und Ill verschieben, da nicht jeder Absolvent 

eines Studienkollegs eine Hochschulzulassung bekäne. (wenn zusätzlich 

- was im Sinne der Verfassung des Vorschlags. zu sein scheint - 

die Zulassungsentscheidung auf reiner Notenarithmetik beruht, haben 

diese Bewerber in zulassungsbeschränkten Fächern praktisch über- 

haupt keine Chance mehr)» 

Der Vorschlag, daß sich Studienbewerber mit Zeugnissen der Be- 

wertungsgruppen II und III nicht bei den Hochschulen um einen 

Studienplatz bewerben können, sondern bei einer landeszentralen 

Stelle die Aufnahme in ein Studienkolleg beantragen müssen, be- 

deutet ein Abgehen von der bisherigen Einschätzung, daß auch 

solche Zeugnisse grundsätzlich die Hochschulreife nachweisen. Die 

Regierungen der betroffenen Länder würden diese einseitige Neube- 

wertung ihrer Bildungssysteme schwerlich unwidersprochen hinnehnen. 

Nach bisherigem Verständnis dienen die Studienkollegs nicht einer 

Vorbereitung auf die Erlangung der deutschen Hochschulreife, sondern 

sollen Studienbewerbern aus anderen Bildungssystemen in den Kern- 

fächern des beabsichtigten Studiengangaes die Fach- und Methodenkennt- 

nisse vermitteln, die zur erfolgreichen Aufnahme eines Fachstudiun not- 

wendig sind. Durch die vorgeschlagene Änderung des Zulassungsver- 

fahrens würde zwangsläufig die für die Erfüllung dieser Aufgabe not- 

wendige enge Kooperation zwischen Studienkollegs und Hochschulen ge- 

schwächt. 

Die einzigen Nutznießer der vorgeschlagenen Regelungen wären die AuS- 

länderzulassungsstellen der Hochschulen. Ein Großteil der von ihnen 

heute zu leistenden Arbeiten würde von der zentralen Zuweisungs- 

stelle für die Studienkollegs übernommen. 

Wir bitten dringend darum, die genannten Gesichtspunkte bei einer Ent- 

scheidung in dieser Frage zu berücksichtigen und auch zu bedenken, 

welche Folgen grundsätzliche Änderungen des Ausländerzulassungsver- 

fahrens in einen Bundesland für andere Länder und deren Hochschulen 

haben. y ! 
74 vv 

i?rof. Dr. Hansgerd Schulte) (Prof. Dr. H. Seidel) 

Fräsident des OMD Vizepräsident der PK 
Almen Tr. - Vorsitzender das Koordinierungsaus- 

Sn schueıat AıctirAsewmetren one 
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Sekretariat der Ständigen Konferenz Anlage III 

der Kultusminister der Länder z.NS 70. AK, 6.3.1981 

in der Bundesrepublik Deutschland Bonn 

Maßnahmen zur Verbesserung der Auswahl 

von ausländischen Studienbewerbern an Studienkollegs 

(Beschluß der Kultusministerkonferenz vom 6.3.1981)
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. Ausländerrechtliche Problematik 

In den letzten Semestern ist ein sehr yroßer Andrang von 

Studienbewerbern aus dem Iran, der Türkei, Griechenland und 

Indonesien festzustellen. Für die drei erstyenannten Länder 

liegt die Begründung vor allem im Mißverhältnis der Zahl 

der jährlichen Abiturienten und der Zahl der in diesen Län- 

dern zur Verfügung stehenden Studienplätze: 

- Iran 18: 1 

- Türkei : I 

- Griechenland 5:1. 

Die Einreise nach Deutschland ist ohne Schwierigkeiten mög- 

lich, da Touristen-Visa durch bloße Vermittlung der Reise- 

büros im Heimatland erhältlich sind. In Deutschland werden 

Touristen-Visa in Aufenthaltserlaubnisse umgewandelt, so- 

bald „ine Hochschule einen Zulassungspescheid erteilt. 

Darüber hinaus kann sich der Ausländer bis zu 1 1/2 Jahren 

in Deutschland zur Erlangung der Studinevoraussetzungen 

aufhalten. Bei strengerer Anwendung des Ausländerrechts ist 

es bei Iranern und Türken jedoch möglich, eine Umwandlung 

von Touristen-Visa in Aufenthaltserlaubnisse zu Studien- 

zwecken auszuschlielsen, ferner die Erteilung von Aufenthalts- 

erlaubnissen zu Studienzwecken durch die Deutschlandver- 

tretung im Herkunftsland von der Genehmigung der für den ge- 

wünschten Studienort zuständigen Ausländerbehörde und dem 

Zulassunosbescheid der Hochschule abhängig zu machen. 

Maßnahmen 

Die Kultusministerkonferenz empfiehlt: 

1. Die Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken ist bei Stu- 

dienbewerbern aus Ländern, die nicht in der Positivliste 

der Verordnung zur Durchführung des Ausländergesetzes 

(DVAus1G) aufgeführt sind, streng nach $ 5 DVAus]G nur 

vor der Einreise von der Vertretung der Bundesrepublik 

Deutschland im Herkunftsland auszustellen.
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2. Für Studienbewerber aus Indonesien sollten zusätzlich zu 

den ausländerrechtlichen Regelungen eine strengere Prü- 

fung ihrer indonesischen Hochschulzugangsberechtigung und 

eine besondere Bescheinigung des indonesischen Unterrichts- 

ministeriums im Hinblick auf die Echtheit dieser Zeuynisse 

verlangt werden. 

3. Eine Aufenthaltserlaubnis zu Studienzwecken an einer 

deutschen Hochschule und Fachhochschule ist nur dann zu 

erteilen, wenn der deutschen Auslandsvertretung ein 

Zulassungsbescheid einer deutschen Hochschule bzw. Fachhoch- 

schule oder eines deutschen Studienkollegs vorliegt. 

4. Eine Umwandlung von Touristen-Visa in Aufenthaltserlaub- 

nisse zu Studienzwecken durch Ausländerbehörden ist aus- 

zuschließen. 

5. Die Hochschulen sollen Ausländer nur dann immatrikulieren, 

wenn sie eine Aufenthaltserlaubnis vorweisen. 

6. Aufenthaltserlaubnisse zu ÄArbeitszwecken sollen mit der 

Auflage versehen werden "Berechtigt nicht zur Aufnahme 

eines Studiums in Deutschland”. 

2. Vergabe von Studienkolleg-Plätzen   

Die Zahl der ausländischen Studienbewerber übersteigt in 

Einzelfällen das Zehnfache der jährlich zur Verfügung 

stehenden 2.875 Studienkolleg-Plätze für Hochschulen und 

1.205 Studienkolleg-Plätze für Fachhochschulen. Da grund- 

sätzlich von Vielfachbewerbungen eines jeden Bewerbers aus- 

gegangen werden muß, sehen sich alle Studienkollegs dem 

Zwang aufwendiger Auswahlverfahren ausgesetzt. Der Massen- 

andrang aus den Ländern Iran, Türkei, Indonesien und Griechen- 

land wirkt sich auch hier besonders aus. Pie Studienkollegi- 

aten aus diesen Ländern nehmen den Großteil der verfügbaren 

Plätze in Anspruch, die Studienbewerber anderer Länder wer- 

den verdrängt,
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Hieraus ergeben sich folgende Aussagen: 

Die Kapazitäten der Studienkollegs reichen nicht aus. 

- Die Vielfachbewerbunyen erfordern einen hohen Verwal- 

tungsaufwand. 

- Außer der Reyeluny in $ 45 Vergabeverordnung gibt es keine 

einheitlichen Richtlinien für die Bewerberauswahl, so 

daß Verdrängunyseffekte zu Studienkolleys mit ein-. 

facheren Zuyangsvoraussetzungen eintreten. 

- Die Auswahl von Studienhewerbern an Studienkollegs ist 

nicht in allen Fällen mit den Hochschulen abgestimmt. 

Die Kultusministerkonferenz hat in diesem Zusammenhang insbesondere 

folgende Probleme erörtert und festgestellt: 

a) Eine Kapazitätserweiterung der Studienkellegs ist aus 

finanziellen Gründen zur Zeit nicht möglfch. 

b) Ein bundesweites zentrales Vergabesystem für Studien- 

kolleqg-?Plätze erscheirt sehr verwaltungsaufwendig. Eine 

zentrale Studienplatzveraabe würde weyen der notwendiyer- 

weise einheitlichen Zulassungskriterien Schwierigkeiten 

haben, der sehr unterschiedlichen Situation der auslän- 

dischen Bewerber gerecht zu werden. 

c) Das Auswahlverfahren für Studienkolley-Bewerber ist ein 

geeignetes Mittel, Studienplätze an Ausländer nach Vor- ! 

gaben zu vergeben, die den Möglichkeiten der Hochschule 

und/oder den Bedürfnissen des Herkunftslandes entsprechen. 

Ein gerechtes Auswahlverfahren setzt jedoch eine gerechte 

und einheitliche Dewertuny der Hochschulzugangsberecht igung 

des Heimatlandes voraus. Die Zentralstelle für ausländisches
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Bildungswesen wird gebeten, bei ihren Bewertungsvorschlä- 

gen zu den Heimatzeugnissen nicht mehr allein von der 

Hochschulzugangsberechtigung allein auszugehen, sondern 

die Hochschulzugangspraxis und damit die strengen Maß- 

stäbe des Herkunftslandes zu verwerten. Ebenso wie der 

Iran die formal mit Nochschulzugyangsberechtigung ver- 

sehenen Absolventen der Gewerbeschulen in der Praxis 

nicht zu den Hochschulen des eigenen Landes zulaßt, muß 

die gleiche Vorauswahl auch in Deutschland anwendbar sein. 

Eine weitere Vorauswahl und damit Reduzierung der auslän- 

dischen Studienbewerber ist im Rahmen der "Europäischen 

Konvention über die gegenseitige Anerkennung von Reife- 

zeugnissen" möglich. 

Im Rahmen der "Furopöischen Konvention über die gegenseitige 

Anerkennung ‚on Reifezeugnissen" gilt in den nachstehenden 

Läncern folgende Praxis: 

- Österreich nimmt nur Studenten auf, die ebenso wie 

österreichische Schüler zwei Fremdsprachen als Pflicht- 

fach nachweisen. 

- Italien und Frankreich nehmen Sprachprüfungen mit 

hohem Anforderungsniveau ab. Die Prüfungen schließen 

sogar die fachsprachliche Nomenklatur ein. 

- Belgier und Großbritannien erheben hohe Studiengebühren. 

- Spanien verlangt von allen ausländischen Abiturienten 

zusätzliche Aufnahmeprüfungen,. 

- Die Nieaerlande haben nur einen Anteil von 0,2 % aus- 

ländischer Studenten.
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e) Von zwei Universitäten der Bundesrepublik sind exempla- 

risch die indonesischen Heimatzeugnisse der Zentralstelle 

für ausländisches Bildungswesen (ZAB) zur Prüfung der 

Hochschulzugangsberechtigungen zugeschickt worden. Die 

ZAB mußte einen hohen Anteil von Fälschungen feststellen. 

Seit diesem Vorfall ist die Zahl der indonesischen Stu- 

dienkollegbewerber dort erheblich zurückgegangen. Die 

Hochschulen und die nach Landesrecht. zuständigen Bewer- 

tungsbehörden sollten die Hochschulzugangsnachweise künftig 

genauer prüfen. 

f) Eine weitere Vorauswahlmöglichkeit wäre in Ergänzung des 

Beschlusses der Kultusministerkonferenz vom 30.4.1976 

(Rahmenordnung für ausländische Studienbewerber) möglich. 

g) Als mißlich wird der Tatbestand der niveau- und verfahrens- 

mäßiz uneinheitlichen Sprachprüfungen angesehen. 

Maßnahmen 

Die Kultusxinisterkonferenz emnfiehlt: 

1. Die Auswahl der Studienkollegbewerber erfolöt bundesein- 

heitlich in Anlehnung an die Grundsätze des $ 45 Vergabe- 

verordnung. Kierbei ist eine Abstimmung zwischen Studien- 

kollecs und Hochschulen sicherzustellen. 

2. Ein bundesweites zentrales Auswahl- oder Vergabeverfahren 

für Studienkollegbewerber erscheint wegen des Verwaltungs- 

aufwandes nicht sinnvoll. Ob jedoch eine Bewerberkoordi- _ 

nation zur. Vermeidung von Vielfachbewerbungen sinnvoll ist, 

wird gegenwärtig noch vom Hochschulausschuß der Kultus- 

ministerkonferenz geprüft.
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Die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen wird 

bei den Bewertungsvorschlägen zu den Heimatzeugnissen 

nicht allein die formale Hochschulzugangsberechtigung, 

sondern auch die Hochschulzugangspraxis des Heimatlandes 

zugrundelegen. Außerdem wird die Zentralstelle für aus- 

ländisches Bildungswesen jährlich ein Informationsgespräch 

mit den hierfür zuständigen Beamten der Hochschulverwal- 

tungen der Kultusministerien der Länder führen. 

Die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen wird 

in strengerer Anwendung der Europäischen Konvention über 

die gegenseitige Anerkennung der Reifezeuynisse empfehlen, 

Schulabschlußzeugnisse, die im Heimatland nur in Verbin- 

dung mit einer Hochschulaufnahmeprüfung die Hochschulzu- 

gyangsberechtigung vermitteln, auch in der Bundesrepublik 

nur mit diesem Nachweis anzuerkennen. Dementsprechend 

wird sie Änderungen von Bewertungsverschlägen vornehmen. 

Die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen wird vor- 

schlagen, daß Zeugnisse aus bestimmten Ländern nur in 

Verbindung mit einer Echtheitsbescheinigung des im 

Heimatland zuständige Ninisteriums anerkannt werden. 

In analoger Anwenduna von $ 45 Vergabeverorönung und in 

Ausführung des Beschlusses der Kultusministerkonferenz 

vom 30.4.1976 (Rahmenordnunc für ausländische Studienbewerber) 

wird der Hochschulausschuß der Kultustinisterronferenz in Abstimmung mit dem 

Schulausschuß einen Vorschlag für einen einheitlichen 

Rahmen des Zulassungsverfahrens zu Studienkollegs vorlegen, 

in dem unter anderem folgende Aspekte berücksichtigt sind: 

Mindestnote, Aufnahmeprüfung, weitere bei der Auswahl 

zu berücksichtigende Umstände, angemessene Berücksichtigung 

verschiedener Weltregionen, Fristenfragen.
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7. Der Hochschulausschuß der Kultusministerkonferenz wird in 

Verbindung mit dem Schulausschuß Vorschläge für die Anhebung 

und Vereinheitlichung des Niveaus der Sprachtests bei der 

Immatrikulation sowohl zu den Studienkollegs als auch zu den 

Hochschulen vorlegen.
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ous Anlaß der 203. Plenarsitzung der Ständigen Konferenz 

der Kultusminister und -senatoren der Länder in der Bundesrepublik 

Deutschlond am 19./20. März 1981 in Mainz 

Zur Auswahl von ausländischen Studienbewerbern 

Die Kultusministerkonferenz hat im Vorgriff auf eine Gesomtder- 

stellung der Situation ausländischer Studenten in der Bundes- 

republik Deutschland "Moßnahmen zur Verbesserung der Auswanl. 

von ausländischen Studienbewerbern an Studienkollegs" be- 

schlossen. 

Im Vergleich zu anderen Industrieländern hat die Bundesrepublik 

Deutschland im Rahmen einer liberalen Ausländerpolitik seit 

langem besonders günstige Studienbedingungen für Ausländer ge- 

schaffen: so verlangt sie z.8d. auch von ausländischen Studenten 

keine Studiengebühren und garantiert auch bei NC-Fächern ge- 

setzlich ein angenessenes Kontingent von Studienplädtzen für 

ausländische Studierende. An dieser Politik der Förderung des 

Studiums von Ausländern halten die Kultusminister grundsätzlich fest. 

Diese Politik wird aber zunehmend erschwert durch den auder- 

ordentlichen Andrang von Studienbewesrvern aus den Ländern 

Griechenland, Türkei, Iran, Indonssien. Die Hochschulen in 

der Bundesrepublik Deutschland sehen sich vor Probleme ge- 

stellt, die sie - auch angesichts der Situation der äffent- 

lienen Haushalte - nicht menr ollein bewältigen können. Doß 

zwei Drittel der 3ewerber aus diesen Ländern ohne auch nur an- 

nähsrnd ausreichende Sprachkenntnisse ein Studium bei uns an- 

streben, duoß eine ebanso große Zahl ohne finanzielle Jichsrung 

des Studiums einen Studienplatz anstrebt, gefährdet in einem 

Maße den Studienerfolg „ das im Interesse der jungen Ausländer 

nicht mehr vertreten werden kann.
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Vor diesem Hintergrund haten die Kultusminister in ihrer Var- 

antwortung fUr ein qualifiziertes und erfolgreiches Studium 

von Auslöndern en unseren riochschulen beschlossan: 

- Eine Aufenthaltserlaucnis zu Studienzwecken muß vor 

der Einreise in die Bundesrepublik Deutschland von der 

dsutschen Auslandsvertretung erteilt sein. Die Aufent- 

haltserlaubnis wird nur gegeben, wenn ein Zulossungs- 

bescheid einer deutschen rlochschule oder eines Studien- 

kollegs vorliegt. 

Die Umwandlung von Touristenvisa in Aufenthaltserlaubnisse 

zu Studienzwecken ist damit ausgeschlossen. 

- Die Hochschulen und Studienkollegs werden Ausländer nur dann 

immatrikulieren, wenn eine Aufenthaltserlaubnis zu Studien- 

zweeken vorliegt. 

- Ferner ist eine geeignetere Auswahl der Studienbewerber er- 

forderlich. Dem dient vor allem eine bessers Bewertung der 

Hochschulzugangsberechtigungen der ausländischen Studien- 

bewerber. Die Zentralstelle für ausländisches Bildungswesen 

wird künftig bei der 3ewertung der reimatzeugnisse nicht allein 

die formale Hochschulrugongsberechtigung, sondern auch die ncch- 

schulzugangspraxis in den Heimatländern zucrundelegen. ‘oa in 

einem Land neben dem Schulobschlußzeugnis eine rischschulauf- 

nahmaprüfung gefordert wird, muß der auslärdische Studien-. 

bewerber den Nachweis hierüber bei seiner Bewerbunc an einer 

deutschen Hochschule oder an einem Studienkolieg arbringen. 

- Die für eine Studienaufnahme an deutschen Hochschulen nrct- 

wendigen Kenntnisse der deutschen Sprache werden künftio 

vollständiger als bisher gefordert werden.
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SEKRETARIAT DER STÄNDIGEN KONFERENZ 

DER KULTUSMINISTER DER LANDER 

IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
. April 1981 

FOR AUSLANDISCHES BILDUNGSWESEN 

AUSLÄNDISCHE BILDUNGSNACHWEISE 

UND IHRE BEWERTUNG IN DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 

HINWEISE ZUR 8. ERGÄNZUNGSLIEFERUNG 
  

Die Kultusministerkonferenz hat die Zentralstelle für aus- 

ländisches Bildungswesen beauftragt, 

- die Einstufung ausländischer Zeugnisse künftig an die 

Zulassungspraxis des Herkunftslandes anzupassen, 

- Zeugnisse, die im Herkunftsland keinen unmittelbaren 

Hochschulzugang ermöglichen, nicht mehr einer der 

drei Bewertungsgruppen zuzuordnen. 

Dies führt zu einer Reduzierung der bisher bestehenden Zulas- 

sungsmöglichkeiten. So können Sekundarschulabschlußzeugnisse, 

die im Herkunftsland nur aufgrund einer zusätzlichen Prüfung 

die Aufnahme eines Studiums ermöglichen, nicht mehr in die Be- 

wertungsgruppe III (wie bisher im Falle Iran) bzw. in die Be- 

wertungsgruppe II (wie bisher im Falle Griechenland, Spanien 

und Türkei) eingestuft werden. Eine entsprechende Änderung der 

Bewertungsvorschläge enthält die beiliegende 8. Ergänzungs- 

lieferung.


